
StAZ Das Standesamt
Zeitschrift für Standesamtswesen, Familienrecht, Staatsangehörigkeitsrecht,
Personenstandsrecht, internationales Privatrecht des In- und Auslands

Frankfurt amMain Berlin

D 6451 E 8/2026 79. Jahrgang Nr. 8 August 2026

Herausgegeben vom Bundesverband der
Deutschen Standesbeamtinnen und Standesbeamten

Aufsätze

Christian F. Majer
Vorrang der genetischen Vaterschaft? – Zur Reform der
Vaterschaftsanfechtung und -anerkennung 227

Fabian Wall
»Name meshing« in den USA und Namensrechts-
reform – Besprechung zu AG Frankenthal 11. 12. 2025 –
2a III 18/25 232

Rechtsprechung

KG 11. 6. 2026 – 1 W 475/26
Wenn Ehegatten, die am 1. 5. 2025 einen Ehenamen
führten, diesen nach Art. 229 § 67 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
EGBGB widerrufen haben, sind sie nicht gehindert,
sodann gemäß § 1355 Abs. 2 BGB einen – anderen –
Ehenamen neu zu bestimmen 241

KG 11. 9. 2025 – 1 W 131/25, 1 W 132/25
Die Namensführung eines vor dem 1. 9. 1986 geborenen
deutschen Doppelstaaters richtet sich grundsätzlich
nach dem Recht des Staates, mit dem dieser am engsten
verbunden ist 242

AG Frankenthal 11. 12. 2025 – 2a III 18/25
Das sog. name meshing in Form einer Verschmelzung
von Namensbestandteilen der Geburtsnamen der
Ehegatten verstößt bei gewöhnlichem Aufenthalt der
Ehegatten in den Vereinigten Staaten von Amerika nicht
gegen den ordre public 244

AG München 15. 12. 2025 – 721 III 154/25
Ein Frau-zu-Mann-Transsexueller, der nach der rechts-
kräftigen Entscheidung über die Änderung der

Geschlechtszugehörigkeit ein Kind geboren hat, kann
bereits im Grundeintrag unter Nr. 1 »Mutter« mit männli-
chem Vornamen und männlichem Geschlecht einge-
tragen werden 245

AG Schöneberg 5. 3. 2026 – 71f III 109/25
Für die begehrte Namensgleichheit des Kindes nach
§ 1617d Abs. 3 BGB mit dem Elternteil bei Wiederan-
nahme des Geburtsnamens kommt es nicht maßgeblich
darauf an, auf welcher namensrechtlichen Grundlage
das Kind seinen Familiennamen führt 247

VG Berlin 26. 5. 2026 – 39 L 209/26
Es kann dahinstehen, ob es sich bei der Abschaffung der
sog. Turbo-Einbürgerung gemäß § 10 Abs. 3 StAG a. F.
ohne Regelung einer Übergangsvorschrift um eine echte
oder um eine unechte Rückwirkung handelt [LS] 248

VG Regensburg 11. 3. 2026 – RN 3 K 24.1507
Der seit 1. 5. 2025 im bürgerlichen Namensrecht geltende
Maßstab der Förderlichkeit des Kindeswohls ist auch
für die Frage des wichtigen Grundes i. S. d. § 3 Abs. 1
NamÄndG bei der öffentlich-rechtlichen Änderung des
Familiennamens im Fall von sog. Trennungshalbwaisen
anzuwenden 248

Aus der Praxis

Der neue Art. 10 Abs. 1 EGBGB – Fluch oder Segen? Eine
Einführung anhand von Standardfällen aus der Praxis
Michael Kosa 251

Fortführung des Namens der Eltern im Geburtenregister
des Kindes infolge von Erklärungen nach §§ 1617d, 1617e
BGB Heinz Zimmermann 254



Ist eine Namenserteilung gemäß § 1617d Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
BGB möglich, wenn die Mutter nach Scheidung und
Wiederannahme ihres Geburtsnamens inzwischen
aufgrund erneuter Eheschließung den Namen ihres
zweiten Ehemannes führt? Karl Krömer 255

Ausländisches und internationales Recht

Libanon: Gerichtsurteile zu Online- und Notariatsehen
Kai Kreutzberger 257

Aus IEK Aktuell – Kurznachrichten aus dem
Ausland 258

Verfassungsbeschwerde gegen Entscheidungen des OLG Bamberg und AG Würzburg zum SBGG
nicht zur Entscheidung angenommen

Die Verfassungsbeschwerde, die in Parallelverfahren zu den Entscheidungen des OLG Bamberg vom 20. 2. 2026 (1 Wx
1/26e) und des AG Würzburg vom 26. 9. 2025 (428 III 3/25) zum SBGG (StAZ 2026, 178 ff.) eingelegt wurde, wurde vom
Bundesverfassungsgericht mit Beschluss vom 10. 6. 2026 (1 BvR 1116/26) ohne Begründung abgelehnt. Die Verfassungs-
beschwerde wurde nicht zur Entscheidung angenommen, weil sie die Möglichkeit einer Verletzung insbesondere des
geltend gemachten allgemeinen Persönlichkeitsrechts nicht in genügender Weise aufzeigt.
(Mitgeteilt von Silvia Hetzer, Standesamtsleitung, Würzburg)

Nr. 8 des 79. Jahrgangs 2026 der Zeitschrift Die Zeitschrift und alle in ihr enthaltenen Beiträge und zeitlich unbeschränkt die Rechte ein für Jahresbezugspreis € 172,50
Das Standesamt sind urheberrechtlich geschützt. Jede Verwertung Nachdrucke, Abstracts (auch in fremdsprachigen Einzelheft € 20,00

außerhalb der Freigrenzen des Urheberrechts ist Fassungen), Sonderausgaben im Rahmen der (jeweils inkl. gesetzlicher MwSt.)ISSN 0341-3977
ohne Zustimmung des Verlags unzulässig. Das gilt Zeitschrift und Nachdrucke in Kombination mit monatlich 1 HeftMit der Beilage »Verbandsnachrichten und Mit-
insbesondere für Vervielfältigungen, Übersetzun- anderen Werken oder Teilen daraus. Die Rechteteilungen des Bundesverbandes und der Landes- StAZ Aktuell – Online-Version des aktuellen
gen und die Einspeicherung und Verarbeitung in werden eingeräumt: a) für die Dauer von einemverbände der Deutschen Standesbeamtinnen Jahrgangs ab 1991
andere elektronische Systeme oder die Veröffent- Jahr ab der Veröffentlichung des Beitrags alsund Standesbeamten« (erscheinen ein- bis vier-

Kündigungen von Abonnements sind nurlichung auf anderen Webseiten. ausschließliches Recht, b) anschließend als ein-mal jährlich)
zum Jahresende mit einer Kündigungsfristfaches Recht.Wir akzeptieren die Regeln des Börsenvereins desHauptschriftleitung: Professor Dr. Tobias Helms; von 3 Monaten möglich.

Deutschen Buchhandels e. V. zur Verwendung von Der Autor versichert, dass er über die urheber-verantwortlich für »Aus der Praxis«:
Verantwortlich für den Anzeigenteil:Beate Anefeld, M. A., und Harald Warnecke; Buchrezensionen. rechtlichen Nutzungsrechte an seinem Beitrag
Constanze Edelmannverantwortlich für »Rechtsprechung«: einschließlich aller Abbildungen allein verfügenFür angenommene Manuskripte räumt der AutorThomas Wührl kann und keine Textstellen oder Abbildungen Kontaktadresse nach EU-Produktsicherheits-dem Verlag für Standesamtswesen räumlich und

übernommen hat, für die er keine Rechte hat,Redaktionsbüro: Jana Krug und Ines de Pasquale verordnung: produktsicherheit@vfst.dezeitlich unbeschränkt das Recht zur Vervielfälti-
und dass er auch sonst mit seinem Beitrag keineWilmersdorfer Straße 99, 10629 Berlin gung und Verbreitung sowie zur unkörperlichen Verlag für Standesamtswesen GmbHTelefon (0 30) 23 08 14-9 54 Rechte Dritter verletzt.öffentlichen und individuellen Übermittlung und Lindleystraße 8b, 60314 Frankfurt am MainTelefax (0 30) 23 08 14-9 01 Wiedergabe des Beitrages in der Zeitschrift ein, Für unverlangt eingereichte Manuskripte über- Postanschrift:E-Mail: staz@vfst.de

und zwar für alle Druck- und Datenträgeraus- nimmt der Verlag keine Haftung. Postfach 10 15 44, 60015 Frankfurt am Main
Satz: Meta Systems GmbH, Wustermark gaben, sowie zur Nutzung in und aus Speicher- Telefon (0 69) 40 58 94-0Wir behalten uns auch eine Nutzung des WerksDruck: Druckhaus Götz GmbH, Ludwigsburg medien (Datenbanken) auch im Wege des Inter- E-Mail: vertrieb@vfst.defür Text und Data Mining im Sinne von § 44b

nets. Ferner räumt der Autor dem Verlag räumlich UrhG vor.

Vorschau

Umgang mit ungeklärten Identitäten: Verfassungs- und
völkerrechtliche Grundlagen und rechtspolitische Verbes-
serungsansätze Christiane von Bary

ChatGPT und das niederländische Personenstandswesen
– unwirksame Eheschließung bei »spielerischer Gestal-
tung« der Eheschließungserklärungen durch KI
Willem Breemhaar

Familienrechtstourismus nach Dänemark
Reinhard Giesen

Ungeklärte Identitäten im Personenstandsrecht – ein
Workshopbericht Thomas Wührl




